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Vorwort 
Liebe Kolleg*innen,  

 

das Jahr 2026 ist kalt und glatt gestartet.  

Das Jahr 2026 wird sicher ein großes Thema haben: demographischer Wandel. Schon im 

Jahr 2017 hat das HELEX-Institut aus Bochum eine Demographie-Landkarte für 

Mitbestimmungsgremien vorgestellt. Aktuelle Bevölkerungsvorausberechnungen des 

Statistischen Bundesamtes zeigen einen deutlichen Bevölkerungsrückgang bis 2070, der 

auch in OWL erhebliche Auswirkungen haben wird. Einfacher dürfte es also zukünftig nicht 

werden, offene Stellen schnell und gut zu besetzen.  

Wir sollten das Thema demographischer Wandel rechtzeitig und umfassend angehen und 

überlegen, welche Folgen ein immer längeres Arbeitsleben mit verdichteten Aufgaben und 

immer schnelleren Veränderungen mit sich bringt. Welche Bedingungen brauchen Menschen 

mit 30, welche mit 65? Was können wir tun, um das Arbeiten für alle Altersgruppen 

bestmöglich zu gestalten und möglichst optimale Bedingungen zu bieten? Diese Fragen 

müssen wir stellen und beantworten - gemeinsam.  

Äußere Einflüsse und gesellschaftliche Fragen von zum Beispiel Rente, Arbeitszeit und 

politischen Richtungsfragen haben Einfluss auf unser aller Leben neben der Arbeit, aber 

eben auch am Arbeitsplatz. Vieles scheint aktuell unsicherer und unberechenbarer zu 

werden. Das merken wir als Personalrat auch immer wieder und nehmen es in fast jedem 

Gespräch mit Ihnen wahr… 

„Es kann ja nicht immer regnen.“ – So ein Zitat aus dem Film The Crow (1994). Mit diesem 

Motto lassen Sie uns trotz allem nun hoffnungsvoll und zuversichtlich ins hoffentlich warme 

Frühjahr und einen schönen Sommer starten.  

 

In diesem Sinne mit den besten Grüßen von K3 

 

Bastian Doht 

Vorsitzender PR MTV 

 

  



Beispiele für Geduld und Beharrlichkeit 

Impressionen aus unseren Berichten 2022 – 2025 zum Projekt 

Wandel der Arbeit: 

2022: Fairnetzt euch mit den Hochschulsekretariaten: Gute 

Arbeitsbedingungen für alle 

→ Bezahlung erst ab E 8 Ein gemeinsamer Prozess zur Sichtbarmachung von (Frauen-) 

Arbeit 

Der Einsatz für faire Arbeitsbedingungen und gerechtere Entlohnung im 

Sekretariatsbereich ist schon seit vielen Jahren ein wichtiges Thema im Personalrat, auch 

im Hinblick auf die Aufgaben zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern. 

Denn hier arbeiten sehr viele Frauen, deren Arbeit nur scheinbar objektiv bewertet wird. 

Stereotype Rollen- und unklare Aufgabenzuweisungen führten zu einer Bewertung im 

Tarifgefüge, die im Ergebnis diskriminierend wirkt, wie bereits viele Studien und auch EU-

Projekte mit Beteiligung der Universität Bielefeld nachgewiesen haben.1 

Eine weitere wichtige Folge eines bundesweiten Sekretariatsnetzwerk-Treffens war die 

einjährige Kampagne “FairNetztEuch“ der Bundeskonferenz der Frauen- und 

Gleichstellungsbeauftragte an Hochschulen (bukof e.V.), die u.a. Handlungsempfehlungen 

hervorgebracht hat, in der Hinweise zur proaktiven Nutzung der vorhandenen Spielräume 

bei der Eingruppierung, aber auch zur Anerkennung des Berufsbildes gegeben werden, die 

Hochschulleitungen bereits jetzt anwenden können, so denn der Wille da ist: Denn bisher 

werden die immer vorhandenen Spielräume bei der Bewertung von Arbeitsplätzen, auf 

denen überwiegend Frauen arbeiten, eher zum Nachteil der Beschäftigten genutzt 

(Genderreport NRW 2019). 

Diesen Auftakt haben wir vom Personalrat aus parallel zur Gleichstellungsbeauftragten 

aufgenommen und begonnen, erste Gespräche mit dem Kanzler und der 

Personaldezernentin zu führen, wie ein systematischer Prozess zur Aktualisierung der 

Tätigkeitsbeschreibungen im Sinne der Kolleg*innen aufgesetzt werden könnte. Unsere 

Dienststelle wollte sich zunächst einen eigenen Überblick über die Situation an der 

Universität Bielefeld verschaffen. Inzwischen wird über konkrete Pilotprojekte nachgedacht. 

Uns kommt es vor allem darauf an, dass der Wandel der Arbeit in den Sekretariaten 

anerkannt und angemessen als Stütze des Wissenschaftssystems bewertet wird. 

2023: Schnelles Wandeln, langsameres Handeln  

Um das andere Ziel einer größtmöglichen Höhergruppierung der Stellen und der 

realistischen Abbildung von Tätigkeitsbeschreibungen näherzukommen, nahm das Dezernat 

Personal und Organisation die Anregungen der Kampagne auf. Bereits seit Ende 2022 

widmet sich eine universitätsweite Arbeitsgruppe dem „Wandel der Arbeit“ im 

Hochschulsekretariatsbereich. Der Arbeitsgruppe unter der Leitung des Dezernats Personal 

und Organisation gehören Verwaltungsleitungen aus Fakultäten und Einrichtungen ebenso 

wie die Vertreter*innen der Bereiche Gleichstellung und Personalrat an. Ziel dieser 

Arbeitsgruppe ist es, Sekretariatsarbeitsplätze strukturiert anzuschauen und den Wandel der 

Arbeit hinsichtlich Aufgaben und Bewertung abzubilden. Beim Finden des richtigen Weges zu 

 
1 Jochmann-Döll, Tondorf (2018). Gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit? Die Entgeltordnung des Tarifvertrags der Länder 
(TV-L) auf dem Prüfstand. Antidiskriminierungsstelle des Bundes. 
Stefaniak/Tondorf u. a. (2002): Alles, was Recht ist! Auf dem Weg zur Entgeltgleichheit durch diskriminierungsfreiere 
Arbeitsbewertung: Erfahrungsberichte aus Deutschland, Großbritannien und Österreich. 

https://bukof.de/service/kampagne-fairnetzteuch/
https://bukof.de/wp-content/uploads/21-02-16-bukof-Handlungsempfehlungen-fuer-mehr-Entgeltgerechtigkeit-und-faire-Arbeitsbedinungen-in-Hochschulsekretariaten.pdf
https://bukof.de/wp-content/uploads/21-02-16-bukof-Handlungsempfehlungen-fuer-mehr-Entgeltgerechtigkeit-und-faire-Arbeitsbedinungen-in-Hochschulsekretariaten.pdf


diesem Ziel gab es viele Diskussionen und lange Abstimmungsprozesse zwischen den 

Beteiligten. U. a. sind auch noch Schulungen geplant. Denn die Ergebnisse der anvisierten 

Untersuchungen und Prozesse sollen transparent nachvollziehbar und damit leichter 

umsetzbar sein. Die komplizierte Materie der tarifgerechten Eingruppierung benötigt leider 

mehr Geduld, als wir im letzten Jahr erwartet haben. Wir berichten weiter über die 

Fortschritte! 

2024: Flaute bei wichtigen Projekten – Rückenwind in Sicht? 

Die AG hat sich mit unserer aktiven Beteiligung in vielen Austauschrunden um Lösungen 

bemüht, aber in diesem Jahr aufgrund von Umstrukturierungsprozessen und neuen Ideen 

nochmals den Kurs gewechselt. Als Zwischenziel soll nun ein Baukasten mit Muster-

Tätigkeitsdarstellungen erstellt werden, aus dem sich zur Aufwertung von Stellenprofilen 

bedient werden kann. 

Wie es mit benötigten Schulungen für die AG und einer gerechten Verteilung der 

Möglichkeiten und Ausnutzen der möglichen Spielräume im TV-L bei der komplizierten 

Materie der tarifgerechten Eingruppierung weitergeht, steht auch für uns derzeit in den 

Sternen. 

Geduld und Hartnäckigkeit sind unsere Mittel, um unsere Ziele zu erreichen, da auch der 

Kanzler in seiner Amtszeit (bis August 2026 – inzwischen 2027) noch Projekte abschließen 

will. Da sitzen wir alle in einem Boot. 

2025: Schritte in die richtige Richtung 

Wir können die positiven Rückmeldungen feiern, aber gleichzeitig muss der Druck 

aufrechterhalten werden. Gemeinsam mit Fairnetzt setzen wir uns dafür ein, dass die 

Dienststelle endlich die Tätigkeitsmerkmale für die Sekretariate überarbeitet, um eine 

gerechtere Eingruppierung zu ermöglichen.  

2026: Projektende nach 4 Jahren in Sicht? 

Theoretisch liegen die Bausteine für die Tätigkeitsdarstellungen endlich bereit, um sie den 

Sekretariatsarbeitsplätzen zu übertragen, und auf eine E 8-Eingruppierung zu kommen. Aber 

wann ist deren Anwendung auch durch die Fakultäten vom Kanzler 

geklärt/vereinbart/durchgesetzt? 

  

https://www.uni-bielefeld.de/themen/fairnetzt-bielefeld/


KI-Systeme in der Universitätsverwaltung – Wo 

geht die Reise hin? 

Wir sind am Start! 

Nur kurz vorweg: dieser Artikel ist ohne Künstliche Intelligenz verfasst worden, aus Spaß am 

Schreiben. Nicht, weil es verwerflich wäre, KI-Systeme zu nutzen, ganz im Gegenteil. Offen 

und oft auch unbemerkt begegnen uns die Erzeugnisse von KI überall, auch in der 

Universität, bereits alltäglich. Die Einsatzmöglichkeiten von KI-Systemen und die Hoffnung 

auf große Zugewinne in der Produktivität und Qualität unserer Arbeit scheinen keine 

Grenzen zu kennen. Die heraufbeschworenen Befürchtungen und realen Gefahren können 

jedoch ebenso entfesselt wirken. Wir als Personalrat haben früh begonnen, uns mit dem 

Themengebiet auseinanderzusetzen, uns durch Fortbildungen qualifiziert aufzustellen, und 

nehmen unsere Pflicht sehr ernst, an der Gestaltung zukünftiger Prozesse des KI-

unterstützten Arbeitens zugunsten unserer Kolleg*innen mitzuarbeiten. Wir haben die 

Chancen im Blick, die der Einsatz von KI bietet, und sehen die Risiken, die im Einsatz 

bestehen können. Mit Weitblick und in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Dienststelle 

können wir so Effektivität, Mitarbeitendenschutz und einen sicheren Einsatz von KI-

Systemen ermöglichen. 

Was ist KI? 

Eine Künstliche Intelligenz (KI) ist ein System digitaler Prozesse, das mithilfe maschinellen 

Lernens auf einer sehr großen Datenbasis trainiert wird. Auf dieser Grundlage kann es 

plausible Antworten auf Fragen und Aufgaben erzeugen – mit wachsender Leistungsfähigkeit 

auch zunehmend komplex, bis hin zu Aufgabenketten, die ein System weitgehend 

eigenständig abarbeitet. Entscheidend dabei: KI liefert keine gesicherten Ergebnisse, 

sondern wahrscheinlichkeitsbasierte Vorschläge. Diese müssen immer vom Menschen 

bewertet werden – zumal die genaue Funktionsweise vieler Systeme auch für Fachleute 

nicht vollständig einsehbar ist. 

Chancen 

Man braucht nicht viel Fantasie, um sich vorstellen zu können, dass viele Arbeitgeber*innen 

und Führungskräfte bei eingangs genannten Versprechungen leuchtende Augen bekommen: 

ein KI-System könnte vielleicht ganze Arbeitsbereiche übernehmen, und das ganz ohne 

„lästige“ Arbeitnehmer*innenrechte wie Erholungsurlaub, Arbeitszeitbeschränkungen oder 

Entgeltfortzahlung (wobei natürlich auch KI-Systeme nicht gratis arbeiten, ganz im 

Gegenteil). 

Das ist auch nicht komplett aus der Luft geholt. Mit KI-Systemen, vor allem aber mit für diese 

Systeme zielgerichtet qualifizierten Mitarbeiter*innen, sind Entwicklungssprünge in unserer 

Leistungsfähigkeit möglich, für die sich schwer Vergleiche finden lassen. Man stelle sich 

vielleicht die Entwicklung vom Handkarren zum LKW vor, oder vom Telegramm zur E-Mail, in 

jedem Fall geht man aber wohl von einer Steigerung um mehrere Größenordnungen aus. 

Die meisten KI-Systeme bringen mit sich, dass man einfach „mit ihnen spricht“. Gerade diese 

Bedienung durch natürliche Sprache macht den Einstieg leicht. Und durch spezialisierte KI-

Systeme, die vor Ort bei uns genau auf spezifische Anforderungen angepasst werden 

können, sind Arbeitsprozesse denkbar, die uns auch in der Bewältigung der auf uns 

zukommenden Herausforderungen helfen können, wenn viele unserer älteren Kolleg*innen 

aufgrund der demografischen Entwicklung in den nächsten Jahren in den Ruhestand gehen. 

Wenn wir dann auf Kolleg*innen bauen dürfen, die gut ausgebildet mit den neuen KI-



Werkzeugen umgehen können, legen wir auch einen Grundstein für gute 

Arbeitsbedingungen mit angemessener Vergütung. Aufgrund der 

Entwicklungsgeschwindigkeit ist es aber auch unerlässlich, die mit KI-arbeitenden 

Kolleg*innen durchgehend fortzubilden und so dauerhaft befähigt zu halten, mit dieser 

Technik gut und verantwortungsvoll umzugehen.  

Risiken 

Der Einsatz von KI-Systemen darf aber nicht leichtsinnig von der Kette gelassen werden, 

nach Art US-amerikanischer Tech-Riesen getreu dem Credo „Move fast, break things – 

Bewege dich rasant, und mach Dinge kaputt“. Das würden wir für unverantwortlich halten 

und stellen uns klar dagegen. Nicht aus Prinzip, sondern aus begründeter Sorge um unser 

aller Rechte. Wir unterstützen einen risikokontrollierten Einsatz, bei dem die Interessen und 

das Wohlergehen des Menschen im Zentrum stehen. Was bedeutet das? Man kann es an 

einem vertrauten System verdeutlichen:  

Niemand darf sich mit einem Auto einfach so in den Verkehr stürzen, ohne dass die 

Qualifizierung der Fahrer*innen sichergestellt ist (Fahrprüfung), diese dokumentiert und 

überprüfbar ist (Führerschein), es verbindliche Regeln für alle gibt, sowohl übergeordnet 

(EU-Normen) als auch national (Straßenverkehrsordnung) und diese, notfalls auch unter 

Strafe, durchgesetzt werden (Verkehrskontrollen und Gerichte). Auch das Fahrzeug muss 

Sicherheitsvorschriften erfüllen (Hauptuntersuchung, KfZ-Anmeldung mit Nummernschild). 

Damit profitieren wir von den Vorteilen, die Kraftfahrzeuge mit sich bringen, und schränken 

massiv die Gefahren ein, die die unregulierten Anfangszeiten der Automobilgeschichte noch 

überschatteten. 

Und ähnlich dazu hat die EU die KI-Verordnung (Verordnung (EU) 2024/1689), kurz KI-VO, 

verabschiedet, die bereits geltendes Recht ist. Die KI-VO setzt ebenfalls die Interessen des 

Menschen ins Zentrum, ohne Innovation komplett stillzulegen. Sie ordnet KI-Systeme 

entsprechend dem Risiko, das deren Einsatz für die Menschen bedeuten könne. Sie 

identifiziert Schutzziele und schreibt Maßnahmen vor, die die Anbieter (Hersteller und 

Entwickler) und Betreiber (Jene, die KI-Systeme einsetzen) von KI-Systemen in die Haftung 

nehmen, diese Schutzziele auch zu erreichen. Je nach Risikoklasse eines KI-Systems 

schreibt sie unter anderem vor: 

• Transparenter Einsatz von KI-Systemen und Erkennbarkeit von KI-erzeugten 

Ergebnissen 

• Dokumentation und Nachvollziehbarkeit von Ergebnissen 

• Menschliche Kontrolle über die KI-Systeme, und damit einhergehend angemessene 

Fortbildung und Qualifizierung, um diese Kontrolle nicht nur in der Theorie ausüben 

zu können 

• Fortlaufende Qualitätsmanagement-Prozesse, um einen sicheren Einsatz auch bei 

schleichenden Gefahren zu gewährleisten 

• Schutz vor Diskriminierung durch den Einsatz von KI-Systemen 

Wir werden kontinuierlich darauf achten, dass diese zentralen Schutzziele und 

Schutzmaßnahmen der KI-Verordnung eingehalten werden. Auch das deutsche KI-

Marktüberwachungs- und Innovationsförderungsgesetz (KI-MIG), das dazu dient, die 

Durchführung der KI-VO auf nationaler Ebene umzusetzen, ist auf unserem Radar. 

KI? - Ja, aber nicht um jeden Preis 

Es ist gesetzlich vorgeschrieben, dass eine Einführung, Anwendung oder wesentliche 

Änderung oder Erweiterung von automatisierter Verarbeitung personenbezogener Daten, 

technischer Einrichtungen, oder grundlegend neuer Arbeitsmethoden nur vollzogen werden 



kann, wenn der Personalrat an der Planung beteiligt ist und seine abschließende 

Zustimmung gibt (vgl. § 72 Abs. 3, Satz 1-3 Landespersonalvertretungsgesetz).  

Kurz: Als eure Interessenvertretung haben wir - um im beschriebenen Bild zu bleiben - eine 

Hand am Lenkrad und bestimmen die Route mit. 

Bevor die KI-Reise an der Universität richtig losgeht, werden wir angemessenen Schutz 

einfordern. Ohne Sicherheitsgurt und gute Bremsen wird für dieses Rennen kein Startschuss 

fallen. 

 

  



Was bedeutet Mitbestimmung? - Eine zentrale 

Personalratsaufgabe, erklärt am Beispiel „PaperCut“ 
Wir vom Personalrat MTV möchten den aktuellen Fall „PaperCut“ zum Anlass nehmen, um 

die zentrale Aufgabe aller Personalräte zu erklären, zu erläutern, warum sie solch einen 

hohen Stellenwert hat, und um klarzustellen, warum wir dafür unser Bestes tun, im Sinne der 

Kolleg*innen zu handeln. Mitbestimmung ist keine Garantie und muss immer wieder aufs 

Neue eingefordert werden. 

Wir haben an anderer Stelle bereits zu den Vorwürfen Stellung bezogen, der Druckservice 

sei durch Blockadepolitik beschnitten worden, und hinter vorgehaltener Hand kam sogar der 

Vorwurf, wir hätten aus purer Häme gehandelt. Was wir dort nicht getan haben: die 

gesetzlichen Grundlagen darlegen, die unser Handeln nicht nur rechtfertigen, sondern uns 

dazu verpflichten. 

Beteiligung – Arbeitnehmer*innenrecht, Dienststellenpflicht 

Die Personalvertretungsgesetze tragen im Kern die DNA ihrer historischen Vorläufer – 

Beteiligungsrechte an den Planungen und Entscheidungen der Arbeitgeber. Dies führt zu 

Rechten der Personalräte, die sie zugunsten ihrer Kolleg*innen ausüben müssen. Aus der 

Arbeitgebersicht werden daraus Pflichten, an die sie gesetzlich gebunden sind. So muss der 

Personalrat in vielen Angelegenheiten informiert und angehört werden (Informationsrecht), 

muss bei anderen schon in Planung und Entscheidung einbezogen werden 

(Mitwirkungsrecht). Im Fall der echten Mitbestimmung nach § 72 LPVG  kann die Dienststelle 

eine Maßnahme nicht ohne die Zustimmung des Personalrats umsetzen. In all diesen Fällen 

muss die Beteiligung frühzeitig stattfinden, also früh genug, um eine Entscheidung noch 

beeinflussen zu können. Außerdem müssen wir vollumfänglich informiert sein, was bedeutet, 

dass uns alle entscheidungsrelevanten Informationen zur Verfügung stehen müssen, die die 

Dienststelle auch hat. 

Soviel zu den Rechten des Personalrats. Diese können wir aber nicht nach Belieben 

einsetzen, sondern haben klar aufgetragene Pflichten, die unsere Kolleg*innen vor 

Nachteilen schützen und vor Willkür bewahren sollen. Eine solche Pflicht ist darüber zu 

wachen, dass Leistungs- und Verhaltenskontrolle nicht stattfindet. 

Überwachung unserer Kolleg*innen – Nicht mit uns! 

Ohne die Zustimmung des Personalrats geht es nicht, wenn es um die Einführung, 

Anwendung oder wesentliche Änderung oder Erweiterung von automatisierter Verarbeitung 

personenbezogener Daten, technischer Einrichtungen, oder grundlegend neuer 

Arbeitsmethoden geht. (vgl. § 72 Abs. 3, Satz 1-3 LPVG NRW). Die Einführung von 

„PaperCut“ konnte also nur mit unserer Zustimmung erfolgen. Ursprünglich sollte der 

Druckservice so funktionieren, dass ein einmal gestarteter Druckauftrag die Auftraggeber*in 

quasi „verfolgt“ und bei nächster Verfügbarkeit eines Druckers in der Universität ausgegeben 

wird – eine bequeme und sinnvolle Funktion. Die Follow Me Funktion hatte aber einen 

Haken: Jeder Druckauftrag erzeugte einen Zeitstempel, gebunden an die Nutzerkennung. So 

ließ sich minutengenau verfolgen, welche*r Kolleg*in zu welchem Zeitpunkt gearbeitet hat 

und ein Profil erstellen. Das ergibt die Möglichkeit einer Leistungs- und Verhaltenskontrolle, 

und für uns war damit die Entscheidung klar – Zustimmung zu „PaperCut“ gibt es von uns 

nur für eine entschärfte Version. Wichtig dabei: Es kommt nicht darauf an, ob die Dienststelle 

oder eine Führungskraft zusagt, dass eine solche Kontrolle nicht stattfinden würde. Es darf 

schon im System selbst keine objektive Eignung vorkommen. Oder bildlich gesprochen: ein 

Versprechen, dass die Waffe nicht geladen wird, genügt nicht. Es herrscht Waffenverbot. 



Rückblick: Arbeitnehmer*innenrechte müssen eingefordert 

werden 

Vor über hundert Jahren wurden unsere Beteiligungsrechte mit Blut erkämpft: Als das von 

den Gewerkschaften durchgesetzte Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 1920 auf Druck der 

Unternehmerverbände nur in abgeschwächter Form verabschiedet werden sollte, gingen bis 

zu 100.000 Menschen auf die Straße. Preußen schickte das Militär und ließ das Feuer 

eröffnen. 100 Menschen wurden verletzt, 42 Menschen starben. 

Dreizehn Jahre später war in 36 Stunden zunichte gemacht, was jahrzehntelang errungen 

worden war. Im Nationalsozialismus ab Mai 1933 verhafteten SA und SS brutal 

Gewerkschafter und Arbeitnehmerräte, verschleppten sie in Konzentrationslager oder 

ermordeten sie vor Ort. Mit der Machtübernahme durch rechtsextreme Faschisten verstummt 

die ehrliche Stimme der Arbeitenden an den Arbeitsplätzen, ersetzt durch Marionetten zur 

Verbreitung von Propaganda. 

Nach Kriegsende folgten Meilensteine – beide gegen erheblichen Widerstand der 

Arbeitgeberseite durchgesetzt: Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB, 1949) und die 

Montanmitbestimmung von 1951 schufen paritätische Mitbestimmung in Bergbau und Stahl, 

erzwungen durch Streikdrohung gegen Adenauer-Regierung und Unternehmerverbände. 

1955 schufen das Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) und die 

Landespersonalvertretungsgesetze (LPVG) die gesetzliche Grundlage für Personalräte in 

Bund und Ländern. 

Mehr Transparenz 

Wir haben aus der Situation aber auch gelernt. So selbstverständlich uns unser Handeln 

manchmal erscheinen mag, so ist unseren Kolleg*innen aber doch nicht immer klar, welche 

Gründe dahinterstecken. Da hatten wir einen blinden Fleck. Wir sind daher in Gesprächen 

untereinander, wie wir deutlicher kommunizieren können, welche aktuelle Entwicklungen in 

der Universität passieren und wie wir euch dabei repräsentieren.  

Ein Anfang wird sein, in kurzen Formaten die Aufgaben, Rechte und Pflichten des 

Personalrats zu erläutern und so für mehr Klarheit zu sorgen. Wir laden euch ein, dafür 

gerne auch Anregungen zu geben und Fragen zu stellen an pr@uni-bielefeld.de . 

 
  

mailto:pr@uni-bielefeld.de


Betriebliches Eingliederungsmanagement – BEM 
Schon seit einigen Jahren sieht der Personalrat, dass die durchgeführten BEM-Verfahren 

von Jahr zu Jahr steigen. Im Austausch mit anderen Personalratskolleg*innen von 

Hochschulen in NRW mussten wir feststellen, dass diese Zahlen bei uns sogar 

außergewöhnlich hoch sind.  Aus diesem Grund streben wir an, in 2026 eine 

Dienstvereinbarung zu diesem Thema mit der Dienststelle abzuschließen, um u.a. die 

Prozesse sowie die Möglichkeiten des Verfahrens zu regeln. 

Wer in einem Zeitraum von zwölf Monaten insgesamt mehr als 6 Wochen arbeitsunfähig war, 

muss vom Arbeitgeber ein BEM-Verfahren angeboten bekommen. Dabei zählen 

durchgehende, aber auch unterbrochene Zeiträume zusammen, und so sind 

dementsprechend viele Kolleg*innen betroffen. Die Ergebnisse der Mitarbeitendenbefragung 

und auch die Gespräche die wir als Personalrät*innen mit den Kolleg*innen dazu führen, 

lassen den begründeten Verdacht zu, dass die Arbeit an der Universität entweder auch ein 

Grund für die Arbeitsunfähigkeit ist, oder zumindest die Arbeitsbedingungen eine 

Verbesserung behindern. In manchen Fällen sorgen sie sogar für eine Verschlechterung. 

Was ist ein BEM-Verfahren? 

Das Betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) ist ein Verfahren, das dazu dienen soll, 

Beschäftigte nach längerer Krankheit erfolgreich in den Arbeitsprozess zu reintegrieren. Es 

ist in § 167 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) geregelt. Das BEM zielt 

darauf ab, die Arbeitsfähigkeit der betroffenen Person wiederherzustellen und einer erneuten 

Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen.  

Wesentliche Aspekte des BEM  

1. Gesprächsangebot: Der Arbeitgeber ist verpflichtet, bei einer Arbeitsunfähigkeit von 

mehr als sechs Wochen innerhalb eines Jahres ein BEM anzubieten. 

2. Individuelle Lösungen: Es werden gemeinsam mit der betroffenen Person, dem 

Arbeitgeber und ggf.  dem Personalrat sowie externen Personen (z.B. 

Betriebsärzt*innen, Vertrauenspersonen) individuelle Lösungen erarbeitet. 

3. Maßnahmen: Mögliche Maßnahmen können Arbeitsplatzanpassungen, 

Fortbildungen oder medizinische Rehabilitationsmaßnahmen umfassen. 

4. Freiwilligkeit: Die Teilnahme am BEM ist freiwillig für die betroffene Person. 

Zu einem BEM-Verfahren wird seitens der Dienststelle zu einem Gespräch durch die BEM-

Beauftragte eingeladen. Gerne unterstützen wir Sie als Personalrat in diesem Verfahren und 

begleiten Sie in diesem Prozess. Melden Sie sich gerne bei uns! 

  



Baustellen auf der Baustelle 

Verzögerung der Medizinbauten 

Vorgesehen war ursprünglich die Fertigstellung der Gebäude R5 und R6 bis Ende 2025. Man 

musste leider feststellen, dass dies nicht der Fall ist und geht nun von einer Verzögerung bis 

mind. Mai/Juni 2026 aus. Die Sachverständigenprüfung hat die Gebäude aufgrund von 

immer noch vorhandenen Mängeln nicht abgenommen. Problematisch ist es, dass z.B. das 

R5- Gebäude nicht bezogen werden kann, dadurch kann die Verhaltensforschung (VHF) 

auch noch nicht zum Abriss freigegeben werden. Für Personen, die ihre Labore in der VHF 

bereits für den Umzug vorbereitet hatten, sahen sich damit konfrontiert, nun wieder alles 

zurückrudern zu müssen, um ihre Arbeit doch fortzusetzen. Für alle betroffenen Personen 

bedeutet das, nun mit neuen Situationen fertig werden zu müssen, die nicht anstelle ihrer 

regulären Arbeit treten, sondern eine zusätzliche Belastung zu ihren Tätigkeiten darstellen. 

Auch die Unklarheiten in der derzeitigen Situation belasten die Kolleg*innen. „Wann und wie 

geht es denn jetzt weiter?“, fragen sich viele. 

1. Bauabschnitt 

Auch hinter der schönen Fassade des 1. Bauabschnitts verbergen sich leider noch eine 

Vielzahl von Macken in der Technik. Beispielsweise haben viele negative Erfahrungen mit 

den Außenjalousien gemacht, die scheinbar nach ihrem eigenen Willen die Büros abdunkeln 

oder auch nicht. Zur Bändigung der wildgewordenen Jalousien geht man jetzt wohl zur 

Installation von innenliegenden Rollos über. Ein Zeitplan dafür steht noch in den Sternen. 

Man meinte es gut, als man Raumpläne und Grundrisse an den Wänden anbringen ließ. Nur 

ist es leider wenig hilfreich, wenn diese Pläne keine Raumnummern enthalten, und führt 

doch nicht selten zu Orientierungsproblemen.  

Unsere Elektriker haben da eigene Erfahrungen mit fehlenden oder fehlerhaften Plänen. Man 

bemerkt einen deutlich höheren Arbeitsaufwand bei der Behebung von Störungen, da die 

Elektroverteilungen und Installationen auf dem Papier sich nicht decken mit denen, die 

unseren Kolleg*innen im Gebäude begegnen. 

Realität ist aber, dass uns die Bauphasen wohl noch einige Jahre begleiten werden. 

Deswegen wollen wir an dieser Stelle auch Lob aussprechen. Auch wenn „Neu“ nicht immer 

„besser“ bedeutet, so wissen unsere Kolleg*innen und wir vieles im 1. Bauabschnitt sehr zu 

schätzen. Büros, die im Winter tatsächlich warm werden, sind für viele ein Segen. Auch die 

neu gestalteten sanitären Anlagen machen einen modernen und angenehmen Eindruck. 



Führungs- und Mitarbeitendendialog – nun endlich 

auch in den Fakultäten und dezentralen Einrichtungen  
Was lange währt, wird endlich gut!? Der Personalrat begrüßt die Einführung des Führungs- 

und Mitarbeitendendialogs in der dezentralen Verwaltung, der 1 x pro Jahr stattfinden soll. 

Bis dahin war es ein steiniger Weg und so manche Hürde scheint immer noch nicht 

ausgeräumt.  

Als Grundlage fungieren die 6 Säulen aus dem „Wir-Projekt“:  

• Wertschätzung,  

• Vertrauen,  

• Verantwortung,  

• Veränderungsbereitschaft,  

• Kooperation sowie  

• Gleichstellung und Diversität.  

Wir schreiben diese gern noch einmal auf, denn erstens ist das „Wir-Projekt“ schon etwas 

länger her, zweitens die Fluktuation bei den Mitarbeiter*innen in Technik und Verwaltung 

durchaus hoch, und drittens sollten diese Säulen auch gelebt werden. 

Als Personalrat legen wir sehr viel Wert darauf, dass ein auf jede*n Mitarbeiter*in 

abgestimmtes, passgenaues Vorgehen gewählt wird. Jede*r Mitarbeiter*in sollte auch – trotz 

oft mehrerer vorgesetzter Personen - nur ein Gespräch mit einer vorgesetzten Person 

führen. Über die Inhalte ist - bis auf die Weitergabe vereinbarter Entwicklungs- und 

Fortbildungswünsche - Vertraulichkeit zu bewahren. Die Inhalte des Gespräches werden 

nicht weitergegeben, es wird lediglich dokumentiert, dass das Gespräch stattgefunden hat.  

Der Führungs- und Mitarbeitendendialog ist kein Gespräch zur Leistungsbeurteilung, aus 

dem sich personalrechtliche Folgen ableiten lassen. Stattdessen geht es um eine 

gemeinsame Verständigung auf wichtige Themen und Prioritäten sowie um 

Ergebnisorientierung.  

Zur Vorbereitung der Gespräche werden Informations- und Schulungsveranstaltungen für die 

Mitarbeiter*innen angeboten. Ein Gesprächsleitfaden wird als Richtlinie dienen. 

Bitte kommt auf uns zu, wenn es Gesprächs- und Beratungsbedarf gibt, ein jährliches 

Gespräch in dieser Form nicht stattgefunden hat etc. Der Personalrat wird den Prozess 

weiter eng begleiten.  

 

  



Konsolidierung an Hochschulen im Land NRW 
Das Jahr 2025 begann mit keinen guten Nachrichten für die Hochschulen in NRW. Das Land 

muss ordentlich sparen, auch bei den Universitäten. Insgesamt müssen an allen 

Hochschulen 120 Millionen € gespart werden – für die Universität Bielefeld bedeutet das ein 

Einsparziel von ca. 11-15 Millionen €. 

Die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen, das Ministerium der Finanzen und das 

Ministerium für Kultur und Wissenschaft haben sich im Dezember 2025 auf eine 

Verlängerung der Hochschulvereinbarung geeinigt.  In der Verlängerungsvereinbarung ist die 

Übernahme von Tarifsteigerungen (im Haushalt 2026 rund 414,6 Millionen Euro) und die 

Übernahme der Kostensteigerung von drei Prozent für Sach- und Investitionsmittel (ein 

Zuwachs von rund 20 Millionen Euro) sowie der Kosten für Mietsteigerungen (ein Zuwachs 

von rund 14,6 Millionen Euro) für den Haushalt 2026 garantiert. Also zumindest zum 

Jahresende gibt es ein wenig bessere Nachrichten als zu Beginn des Jahres 2025. 

An der Universität Bielefeld ist im Zuge dieser Ankündigung ein langer und intensiver 

Prozess gestartet, um herauszufinden wo gespart werden kann und muss. Bisher ist der 

Personalrat an diesem Prozess jedoch nicht beteiligt und bekommt auch nur wenige 

Informationen zum Prozessstand sowie zu möglichen Umsetzungsideen. Wir wissen also 

leider auch nicht, was genau an welchen Stellen geplant ist.  

Mit Sorge sehen wir, dass schon erste Bereiche und Fakultäten Stellen unbesetzt lassen. Wir 

haben den Kanzler bereits zur Mitte des Jahres 2025 darauf aufmerksam gemacht, dass der 

Personalrat die Entwicklung eines grundsätzlichen Konzepts stark begrüßen würde, falls es 

beispielsweise zu Umsetzungen von Kolleg*innen kommen muss. Ein solcher Prozess muss 

unserer Ansicht nach in jedem Fall in enger Absprache mit den betroffenen Personen 

stattfinden. Bisher ist die Entwicklung eines solchen Konzepts seitens der Leitung nicht 

vorangetrieben worden.  Der Personalrat hat aber bei diesem Thema ein sehr wachsames 

Auge. Wenn Sie sich im Rahmen der Konsolidierung Sorgen machen oder Fragen haben, 

melden Sie sich gerne bei uns!  

  



Ende des Projekts Mitarbeitendenbefragung 2023  
Der Personalrat hat die Durchführung und Umsetzung der zweiten Mitarbeitendenbefragung 

intensiv begleitet. Vom 19.09.-09.11.2023 fand die zweite Mitarbeitendenbefragung aller an 

der Universität Bielefeld beschäftigten Personen statt und das Projekt wurde schlussendlich 

im September 2025 mit der Abschlussveranstaltung beendet. 

Viele Daten und Zahlen sind dank ihrer Beteiligung an der Befragung herausgekommen und 

bieten ein umfangreiches Bild, wie die Beschäftigten u.a. die Arbeitsbedingungen an der 

Universität Bielefeld bewerten. Auch für uns als Personalrat ist das eine wichtige Grundlage 

um die „Stimmung“ und wichtigen Themen an der Uni identifizieren zu können. 

Etwas Positives zuerst: Wir arbeiten gerne an dieser Uni. Die kollegiale Zusammenarbeit, die 

Führungskultur und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wurden sehr positiv bewertet. 

Aber die Arbeitslast ist zu hoch und belastet viele von uns sehr. Genauso wie die zeitlichen 

Anforderungen, die fehlenden Entwicklungsmöglichkeiten und die Wertschätzung der Arbeit 

des jeweiligen Arbeitsbereiches.  

In der Abschlussveranstaltung im September 2025 wurden schon einige Ideen von 

Kolleg*innen präsentiert, wie die Abläufe und Prozesse verbessert werden können. Wir 

möchten uns an dieser Stelle bei allen Kolleg*innen für diese Ideen und auch Umsetzung 

bedanken.  

Auch der Personalrat wird das Thema Entwicklungsmöglichkeiten und Umgang mit 

Überlastungen 2026 weiterhin verfolgen und hoffen, z.B. endlich ein 

Personalentwicklungskonzept mit der Dienststelle vereinbaren zu können.  

  



Das Personalentwicklungskonzept 
 

Langjährige Beschäftigte sind mit dem Thema der fehlenden systematischen 

Personalentwicklung bereits vertraut, sei es durch persönliche Erfahrungen oder durch 

unsere letzten Rechenschaftsberichte und Personalversammlungen. Angesichts der 

bevorstehenden Renteneintritte der Boomer-Generation, der Notwendigkeit der 

Konsolidierung und der zunehmenden Digitalisierung wird es immer dringlicher, klare 

berufliche Perspektiven und Aufgabenübertragungen zu definieren und umzusetzen 

Seit Jahren weisen wir auf das Fehlen einer strukturierten Personalentwicklung hin und 

fordern diese kontinuierlich bei der Dienststelle ein. Derzeit werden uns häufig individuelle 

Maßnahmen zur Mitbestimmung vorgelegt. Unser Ziel ist es jedoch, von diesen 

Einzelmaßnahmen abzurücken. Wir streben gleichberechtigte Zugänge zu Fort- und 

Weiterbildungen an, um Transparenz und Fairness für berufliche Karrierewege zu schaffen. 

Der neue MTV-Gleichstellungsplan enthält ebenfalls eine Reihe von Maßnahmen, die bislang 

überwiegend nur theoretisch existieren und auf eine systematische Umsetzungspraxis 

warten.  

Der bereits in der zentralen Verwaltung etablierte Führungs- und Mitarbeitendendialog wird 

immerhin in diesem Jahr auf die Fakultäten ausgeweitet. Diese Gespräche bieten die 

Möglichkeit, Fort- und Weiterbildungswünsche im direkten Dialog mit der vorgesetzten 

Person zu besprechen. Während damit noch keine Garantie für die Genehmigung gesichert 

ist, ermöglicht es zumindest eine gezielte Planung des Fortbildungsbudgets im Hinblick auf 

die nächste Jahresanmeldung. 

Zusammen mit dem Dezernat P/O intensivieren wir fürs Erste unsere Bemühungen im 

Bereich "Fort- und Weiterbildung". Unser Fokus liegt dabei auf Chancengleichheit, 

systematischem Kompetenzaufbau, Mitarbeiter*innenbindung und insbesondere auf 

Fairness bei der beruflichen Entwicklung. Konkret heißt das: Wir setzen uns für verbindliche 

Richtlinien ein, die festlegen, wer unter welchen Bedingungen an welchen Weiterbildungen 

teilnehmen kann, wer für eine Fach- oder Führungskarriere geeignet ist und welche 

Aufgaben in den kommenden Jahren (neu) übernommen werden sollten. Ziel ist es, klare 

Entwicklungswege für unsere Mitarbeitenden zu definieren und zu fördern.  

Unser Engagement gilt weiterhin und trotz vieler Hindernisse der Entwicklung eines fairen 

und transparenten Konzepts, das den Bedürfnissen aller gerecht wird. Ebenso möchten wir 

Euch das Versprechen geben, dass wir kontinuierlich an diesem Thema arbeiten, nicht 

aufgeben und uns bestmöglich für Eure Interessen einsetzen. 

 

  



Hunger? 
Bis zum Sommer 2025 war es eigentlich immer möglich, ein günstiges Essen in den 

Betrieben des Studierendenwerks Bielefeld zu bekommen. Inzwischen sind die Kosten aber 

durch die Preissteigerung im August teils sogar höher als in Imbissen und Restaurants rund 

um die Uni. Wir als Personalrat haben daher im Herbst den Kanzler aufgefordert, geltendes 

Recht umzusetzen und Sozialräume mit Sitzgelegenheiten und der Möglichkeit, Speisen zu 

kühlen und zu erwärmen einzurichten. Es gab daraufhin einige Überlegungen, welche 

anderen Maßnahmen ergriffen werden könnten (z.B. anderen Anbieter*innen den Zugang zur 

Uni gewähren), jedoch ist bis heute nichts weiter passiert oder uns eine konkrete Zeitplanung 

bekannt. Daher werden wir den genannten Antrag nun wieder aufleben lassen, damit alle die 

Möglichkeit haben, ihre Pausen in Ruhe zu verbringen und die Möglichkeit zum Verzehren 

eigener Speisen haben. Im Gespräch mit dem Geschäftsführer des Studierendenwerks 

Bielefeld haben wir auch die dauerhafte Zusage erhalten, dass Mitarbeitende der Uni auch in 

seinen Betrieben ihre eigenen Speisen verzehren dürfen.  

Wir bleiben am Thema dran und hoffen, dass die angekündigte weitere Preiserhöhung im 

Sommer 2026 ausbleibt und zusätzliche gastronomische Angebote an der Universität 

etabliert werden. 



Personelle Einzelmaßnahmen – Statistik TV-L / Beamte 
Bereich Technik und Verwaltung 

 


